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Hermes-Kampagne: Rundbrief 5 August 2000

Liebe Unterstützerinnen und Unterstützer
einer Hermes-Reform,

in den zurückliegenden Monaten haben Sie
immer wieder Aufrufe, Pressemitteilungen
und Hintergrundinformationen erhalten. Da-
bei ging es vor allem darum, die politischen
Entscheidungen um Hermes-Bürgschaften
für die Staudammprojekte Maheshwar (In-
dien) und Ilisu (Türkei) zu beeinflussen oder
über die Entscheidungsprozesse zu Export-
kreditversicherungen in der OECD zu infor-
mieren. Wir möchten uns an dieser Stelle
besonders für Ihre großartige Unterstützung
unserer E-mail-, Postkarten- und sonstigen
Aktionen ganz herzlich bedanken.

Wir haben uns in der etwas ruhigeren Som-
merpause dazu entschlossen, Ihnen mit ei-
nem Hermes-Rundbrief einen kleinen Über-
blick über den Stand der Diskussion der im
Koalitionsvertrag versprochenen Hermes-
Reform bei der Bundesregierung, im Parla-
ment, bei der Opposition und den beteiligten
Ministerien zu geben und Sie über die Ent-
wicklung der Reformbemühungen innerhalb
der OECD zu informieren. Außerdem finden
Sie Kurzinformationen zu den zur Entschei-
dung anstehenden Projekten Maheshwar und
Ilisu. Im Anhang finden Sie einige Originaldo-
kumente, die für die nationale und internatio-
nale NRO-Kampagne aus unserer Sicht von
zentraler Bedeutung sind.

Hermes-Reform kommt nur schleppend
voran

In den nächsten Monaten wird sich entschei-
den, ob die Bundesregierung ihr Versprechen
aus dem Koalitionsvertrag, „eine Reform der
Außenwirtschaftsförderung [...] nach ökologi-
schen, sozialen und entwicklungsverträgli-

chen Gesichtspunkten in die Wege (zu) lei-
ten“, einzulösen gedenkt. Zur Halbzeit der
rot-grünen Bundesregierung ist von einer
schwungvollen Umsetzung des Reformvor-
habens wenig zu spüren. Erst seit Herbst
1999 ist etwas Bewegung in die Diskussion
um die Elemente der Reform gekommen.
Ohne den politischen Druck der Hermes-
Kampagne, so schien es häufig, hätten die
beiden Koalitionäre ihre Ankündigung von
1998 am liebsten wieder in der Schublade
verschwinden lassen. Die Hermes-Reform
bietet viel Konfliktstoff. Je nach außen-, au-
ßenwirtschafts- und entwicklungspolitischen
Interessen und Kräfteverhältnissen treten
zwischen den Ministerien und innerhalb der
Regierungsfraktionen verschiedene Konstel-
lationen auf. Die Diskussion um die Reform
ist auch ein Lehrstück dafür, wie sich die
Lobbypolitik der Wirtschaftsverbände in den
Ministerien durchsetzt.

Dennoch ist es uns gelungen, mit der Kam-
pagne genug politischen Druck zu erzeugen,
so dass wir viele Türen aufstoßen und unse-
re Reformanliegen in kleinen Schritten vo-
ranbringen konnten. Im November 1999
sprach sich zum Beispiel der Rat der Sach-
verständigen für Umweltfragen bei der Bun-
desregierung eindeutig für eine Hermes-
Reform aus. Durch eine offensive Medien-
und Öffentlichkeitsarbeit – vor allem rund um
das 50-jährige Bestehen des Hermes-Instru-
mentes im Dezember 1999 - ist es uns zu-
dem geglückt, das Thema auf die politische
Agenda des Bundestages zu setzen. Alle
Parlamentsfraktionen des Bundestages -
außer der FDP - haben begonnen, sich in die
Diskussion einzumischen und sich zur Her-
mes-Reform zu positionieren. So führten die
Fraktionen von Bündnis 90/Die Grünen
(Dezember 1999) und die CDU/CSU- Frakti-
on (Juni 2000) fraktionsinterne Anhörungen
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durch, zu denen auch TrägerInnen der Kam-
pagne als ExpertInnen eingeladen waren. Mit
dem Papier „Hermes-Reform: Jetzt!“ (siehe
Anlage) haben wir unsere Vorschläge und
Forderungen massiv in die Diskussion einge-
bracht.

Jenseits der von uns abgelehnten oder
problematischen Positionen in Einzelent-
scheidungen (Atomkraftwerk für China, wei-
tere Bürgschaften für Drei-Schluchten oder
Auflagen für Ilisu statt klare Ablehnung) hat
die Fraktion Bündnis90/Die Grünen am weit-
reichendsten unsere Forderungen nach ver-
bindlichen ökologischen und sozialen Stan-
dards und nach mehr Transparenz in ihren
grundsätzlichen Reformvorschlägen aufge-
griffen. Im Aushandlungsprozess mit dem
Koalitionspartner SPD wird sich allerdings
herausstellen müssen, wie der unausweichli-
che Kompromiss aussehen wird. Jedenfalls
haben die beiden Koalitionspartner eine ge-
meinsame Arbeitsgruppe eingerichtet, die
sich mit der konkreten parlamentarischen
Umsetzung der Hermes-Reform befassen
wird. Innerhalb der SPD-Fraktion sind die
Positionsunterschiede zwischen den Ent-
wicklungs- und den Wirtschaftspolitikern be-
sonders groß. Die SPD-Wirtschaftspolitiker
folgen mehrheitlich der Position des (feder-
führenden) Wirtschaftsministeriums, das
nach wie vor klaren und nachprüfbaren Um-
welt- und Sozialstandards oder mehr Mit-
spracherechten für das Parlament und mehr
Transparenz gegenüber der Öffentlichkeit
ablehnend gegenüber steht. Die SPD-
Entwicklungspolitiker unterstützen dagegen
die Sichtweise, dass auch ein Exportförderin-
strument nationalen und internationalen Um-
welt- und Entwicklungszielen (Kohärenzge-
bot) gehorchen muss. (Pressemitteilung AG
Wirtschaftliche Zusammenarbeit vom
12.7.2000).

Die beiden Oppositionsfraktionen CDU/CSU
und PDS haben sich verstärkt vor allem zu
den einzelnen Vergabeentscheidungen (Ilisu
und Maheshwar) zu Wort gemeldet. Die CDU
hat sich vor allem über die völlig unbefriedi-
gende Informationspolitik beschwert und
macht sich immerhin für erweiterte Informati-
onsrechte des Parlamentes stark. Die PDS
hat mit ihrem Antrag zu Ilisu (siehe unten)
und einer ganzen Reihe kleiner Anfragen
ebenso wie die CDU vor allem die SPD unter

Druck zu setzen vermocht, die Reform nicht
mehr auf die lange Bank zu schieben.

Im Lichte der parlamentarischen Initiativen
haben auch die Wirtschaftsverbände ihre
Positionen zur Hermes-Reform erneuert.
Anlässlich der bereits erwähnten CDU-
Anhörung hat sich der BDI erneut mit einem
Positionspapier zur Reform zu Wort gemel-
det. Im Vergleich zur Stellungnahme des BDI
vom Februar 1998 (vgl. Kampagnenrundbrief
3) hat sich nicht viel geändert. Noch stärker
drückt der BDI seine Sorge aus, dass das
exportfördernde Bürgschaftsinstrument für
sachfremde Zwecke (Umweltschutz, Sozial-
und Entwicklungspolitik) missbraucht werde
und das Vergabeverfahren durch umwelt-,
sozial- und entwicklungspolitische Prüfkrite-
rien bürokratisiert würde. Hermes-Deckungen
– so der BDI – sollen „zukünftig entscheidend
nach wirtschaftsorientierten Kriterien gewährt
werden. Nur so wird man dem Ziel des In-
strumentes – der Außenwirtschaftsförderung
– gerecht.“ Unser Vorschlag nach Aus-
schlusskriterien für bestimmte Projekte, die
als ökologisch und entwicklungspolitisch un-
vertretbar gelten, wird als wirtschaftspoliti-
scher Dirigismus bezeichnet.

Auch die geforderte Transparenz im laufen-
den Vergabeverfahren wird unisono als ge-
schäftsschädigend abgelehnt. Aus dieser
„Ecke“ also nichts Neues. Unsere Bemühun-
gen, differenzierte Vorschläge für umsetzba-
re Prüfkriterien vorzulegen, werden mit dem
Totschlagargument der überbordenden Bü-
rokratie weggewischt, obwohl wir immer wie-
der betont haben, dass klarere Kriterien auch
weniger Bürokratie nach sich ziehen werden.
Mit der falschen Wiedergabe unserer Positi-
onen versucht der BDI Stimmung gegen die
Anliegen der Kampagne zu machen. So wie-
derholt der BDI nach wie vor, dass er eine
NRO-Vertretung im Interministeriellen Aus-
schuss (IMA) ablehnt, obwohl wir wiederholt
klargestellt haben, dass keine NRO im IMA
vertreten sein will. Stattdessen verlangen wir,
dass der IMA ganz ohne Verbandsvertreter
der deutschen Wirtschaft besetzt sein soll
oder gleichberechtigt Umwelt- und Entwick-
lungsexperten vertreten sein müssen.

All diese Aktivitäten setzten unsere Präsenz
auf allen Ebenen voraus, damit unsere zent-
ralen Forderungen nicht unter die Räder ge-
rieten. In einer Vielzahl von Gesprächsrun-
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den, Veranstaltungen und Stellungnahmen
waren wir kontinuierlich aktiv.

Offizielle Gesprächstermine mit den im IMA
beteiligten Ministerien (AA, BMZ, Wirtschaft
und Finanzen) mussten wir uns allerdings in
manchen Ministerien regelrecht erstreiten.
Während das Wirtschaftsministerium die
Kampagne zu einer so genannten Transpa-
renzveranstaltung eingeladen hat, um seine
Offenheit der Zivilgesellschaft gegenüber zu
bezeugen, haben das Auswärtige Amt und
das Kanzleramt unsere Gespächsanfragen
auf höherer Ebene blockiert oder verweigert.
Ganz im Sinne der traditionell verabredeten
Arbeitsteilung zwischen den Ministerien ver-
trauen die im IMA beteiligten Ministerien auf
die schriftlichen Vorlagen aus dem Wirt-
schaftsministerium. Als Motoren für die Re-
form sind das Außenministerium oder das
BMZ ausgefallen. Das Entwicklungsministeri-
um hat  allerdings bei den Einzelentschei-
dungen zu Ilisu und Maheshwar (siehe unten)
als einziges Ministerium immer wieder und
auch öffentlich erkennen lassen, dass eine
Bürgschaftsvergabe aus menschenrechtli-
cher und entwicklungspolitischer Sicht abzu-
lehnen sei.

Innerhalb der Koalition ist mittlerweile deut-
lich auszumachen, dass es die SPD-
Wirtschafts- und Standortpolitiker sind, die
eine wirklich grundlegende Reform der Her-
mesbürgschaftsvergabe blockieren könnten.
Ein Schwerpunkt der Kampagne sollte daher
ganz eindeutig darauf liegen, den politischen
Druck auf die SPD-Abgeordneten vor allem
in den Wahlkreisen zu erhöhen. Wir möch-
ten Sie deshalb dazu auffordern, den Kontakt
zu Ihrem SPD-Abgeordneten in Ihrem Wahl-
kreis zu intensivieren und ihm die Reformfor-
derungen noch stärker zu vermitteln.

Das beiliegende Papier mit den Grundele-
menten einer notwendigen Reform ist Ihnen
dabei hoffentlich eine gute Argumentations-
hilfe.

Maheshwar vor dem Aus?

Seit nunmehr drei Jahren fordern NRO eine
Ablehnung der Hermesbürgschaft für den
indischen Maheshwar-Staudamm. Gerade im
letzten Halbjahr hat diese Kampagne mehre-
re Höhepunkte erlebt:

• Im März 2000 konnte Urgewald nachwei-
sen, dass Siemens beabsichtigt, die Tur-
binen und Generatoren für Maheshwar in
Russland fertigen zu lassen. Dies wider-
spricht den Hermes-Richtlinien, die fest-
legen, dass im Regelfall 90% der in De-
ckung genommenen Lieferungen in
Deutschland gefertigt werden müssen.
Bis heute stellt sich die Frage, warum
man bei diesem Projekt für Siemens eine
solche großzügige Ausnahme machen
wollte. In jedem Fall war das Lieblingsar-
gument des Wirtschaftsministeriums ("Si-
cherung deutscher Arbeitsplätze") durch
die Recherche von Urgewald stark be-
schädigt.

• Im Mai 2000 lud Urgewald eine Delegati-
on von Kommunalvertretern aus der Ma-
heshwar-Region nach Deutschland ein.
Urmilla Patidar, Sheruji Randwa und Ka-
lavati Patidar trafen sich mit Entwick-
lungshilfeministerin Wieczorek-Zeul, Um-
weltminister Trittin, Parlamentarier/innen
aller Fraktionen und auch mit dem Vorsit-
zenden des Interministeriellen Ausschus-
ses, Herrn Bunse. Sie stellten eindrucks-
voll die Folgen des Dammbaus für die lo-
kale Bevölkerung dar und übergaben eine
Resolution von allen Bürgermeistern und
kommunalen Abgeordneten aus der Pro-
jektregion mit der Bitte, nicht durch eine
Hermesbürgschaft an ihrer Vertreibung
mitzuwirken.

• Ende Mai 2000 schickte das deutsche
Entwicklungsministerium ein Team von
unabhängigen Experten in die Mahesh-
war-Region, um die sozialen Auswirkun-
gen des Projekts zu prüfen. An der Missi-
on nahmen Dr. Richard Bissell (ehemali-
ges Mitglied des Inspection Panels der
Weltbank), Dr. Hermann Warth (ein von
der GTZ häufig eingesetzter Consultant)
und Prof. Shekhar Singh (Berater des in-
dischen Umweltministeriums) teil. Ihr
Gutachten bestätigt eindeutig die Kritik,
die NGOs seit Jahren vorbringen: Es ist
kein Land vorhanden, um die betroffene
Bevölkerung umzusiedeln und das Pro-
jekt würde zehntausenden von Kleinbau-
ern und Fischern die Existenzgrundlage
nehmen.

Nun dürfte es eng werden für Siemens und
die HypoVereinsbank. Denn jetzt straft ein
offizielles Gutachten der Bundesregierung
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ihren Berichten von einer angeblichen 'Mo-
dellumsiedlung' Lügen. Damit aber nun die
Bürgschaft für Maheshwar endgültig fällt,
möchten wir Sie alle bitten, Briefe, Postkarten
oder Faxe an Herrn Müller und Herrn Eichel
zu schicken. Mit Ihrer Hilfe hoffen wir, bald
den ersten wirklich großen Erfolg der Her-
mes-Reform Kampagne feiern zu können!

Ilisu-Staudamm: Internationaler Testfall

Besondere Bedeutung in der Diskussion um
eine Reform der Hermesbürgschaften nimmt
der Ilisu-Staudamm in der Südosttürkei ein.
Er würde zehntausende Kurden und Kurdin-
nen ihrer Lebensgrundlage berauben, die
antike Stadt Hasankeyf überfluten, irrever-
sible ökologische Schäden hervorrufen und
zu einer Verschärfung des Wasserkonflikts in
Nahost führen. Erstmalig prüfen jedoch die
beteiligten Exportkreditversicherungen ein
Projekt gemeinsam. Die „Verbesserungen“,
die sie für den Staudamm vorsehen, reichen
allerdings lange nicht aus, um die menschen-
rechtlichen, ökologischen und friedenspoliti-
schen Folgen des Projekts zu verhindern. So
sind z. B. die Erstellung eines Umsiedlungs-
plans, der Bau von Kläranlagen, die Verle-
gung einzelner Monumente aus Hasankeyf
und die Festsetzung einer Mindestmenge
Wasser, die den Nachbarstaaten zur Verfü-
gung gestellt werden soll, geplant. Die Betei-
ligung der Bevölkerung an der Projektpla-
nung und die Konsultation der Nachbarstaa-
ten, wie sie nach internationalen Standards
vorgeschrieben sind, werden von der Türkei
jedoch abgelehnt bzw. sind in dem bis vor
kurzem von Bürgerkrieg geschüttelten kurdi-
schen Teil nicht realisierbar.

Trotz anhaltender Repressionen wächst der
Widerstand vor Ort. Am 10. Juni fand ein
Kulturfestival zur Rettung von Hasankeyf
statt, vor Verwaltungsgerichten sind zwei
Klagen gegen den Staudamm anhängig. Ne-
ben Deutschland und der Schweiz gibt es
insbesondere in Großbritannien eine breite
Kampagne zur Unterstützung der betroffenen
Menschen.

Dennoch hat sich in Deutschland bisher nur
das Entwicklungshilfeministerium gegen die
Bürgschaftsvergabe ausgesprochen. Das
Auswärtige Amt lässt eine ählich klare Hal-
tung vermissen. Die Regierungsfraktionen im

Bundestag hatten einen parlamentarischen
Antrag zum Ilisu-Staudamm angekündigt,
jedoch kam es vor der Sommerpause zu kei-
ner Einigung über die Formulierung. Statt-
dessen wurde ein Antrag der PDS gegen die
Bürgschaftsvergabe abgelehnt. Wirtschafts-
interessen und die Rücksichtnahme auf den
NATO-Partner und EU-Beitrittskandidaten
Türkei erhalten offensichtlich noch immer
Vorrang vor menschenrechtlichen, umwelt-
und friedenspolitischen Erwägungen.

In Großbritannien kommt dagegen der ent-
wicklungspolitische Ausschuss des Unter-
hauses zu dem Schluss, dass bei der Pla-
nung des Ilisu-Damms von Anfang an inter-
nationale Standards verletzt wurden und die-
se nach wie vor nicht erfüllt werden. Eine
Bürgschaftsübernahme wird daher eindeutig
abgelehnt. Insbesondere sprechen sich die
Parlamentarier/innen gegen das Vorgehen
der Exportkreditversicherungen aus, men-
schenrechtlichen und ökologischen Beden-
ken durch Auflagen in letzter Minute begeg-
nen zu wollen. Diese könnten nicht ernst ge-
nommen werden. Zudem kritisiert der Be-
richt, dass die britische Regierung die Aus-
wirkungen des Dammbaus auf die Frie-
densaussichten und die Rechte der margina-
lisierten Bevölkerung nicht untersucht habe.

Die deutschen Nichtregierungsorganisatio-
nen fordern daher die Bundesregierung auf,
sich dem Votum des Unterhaus-Ausschusses
anzuschließen und die Übernahme einer
Hermesbürgschaft für den Ilisu-Staudamm
abzulehnen.

Der Kampagne gegen den Ilisu-Staudamm
haben sich mittlerweile medico international,
der Naturschutzbund Deutschland, IPPNW
und der kurdische Studentenverband yxk
angeschlossen und gemeinsam den beilie-
genden Aufruf verbreitet. Wir bitten Sie herz-
lich, diesen als Organisation und als Einzel-
personen mit zu unterzeichnen. Außerdem
bitten wir Sie, die beiliegenden Postkarten an
die zuständigen Minister zu schicken. Zu-
sätzliche Exemplare können im WEED-Büro
bestellt werden.

Grüne Streichliste oder taktisches Ge-
schacher ?

Anfang diesen Jahres sorgte eine ominöse
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Liste für reichlich Furore. Das Auswärtige
Amt hatte strittige Hermesanträge zusam-
mengestellt, die bald dem interministerielle
Ausschuss (IMA) zur Entscheidung vorliegen
würden. Um ein vielstimmiges Medienchaos
wie bei den ukrainischen Atomkraftwerken
K2/R4 zu vermeiden, sollte die Grüne Frakti-
on so die Gelegenheit erhalten, die einzelnen
Projekte zu kommentieren. Die Liste bein-
haltete 17 Gesuche: Lieferungen für 3 Groß-
staudämme sowie für 14 Atomkraftwerke.

Doch zu einer Debatte kam es nicht. Bereits
vorher, im März, sickerte durch, dass der IMA
der Nachrüstung des argentinischen AKW
Atucha, einer Atommüllanlage für den litaui-
schen Hochrisikoreaktor Ignalina sowie dem
Neubau des chinesischen AKW Lianyungang
zugestimmt hatte. Außenminister Fischer,
einziger Grüner Minister im IMA, rechtfertigte
seine Zustimmung zu diesen Projekten mit
der Wertung, insgesamt handele es sich um
einen Grünen Erfolg. Immerhin sei, so Fi-
scher, mit diesen "Jas" die Ablehnung der
anderen 11 Atomprojekte erkauft worden.
Wirtschaftsminister Müller lobte die Grüne
Billigung und dementierte jedwede Abspra-
chen bei den anderen Projekten. Die anderen
Anträge könnten nicht entschieden werden,
da potenzielle Empfängerlander derzeit
grundsätzlich keine Hermesbürgschaften
erhielten (z.B. Russland, Ukraine, Kasachs-
tan), weil sie die Anträge von sich aus ruhen
ließen (z.B. Brasilien, Bulgarien, Slowakei)
oder da noch kein Antrag vorläge (Türkei).
Bislang wurde nach unserer Recherche kei-
ner der 14 Anträge vom IMA abgelehnt. Eine
Entscheidung darüber könnte bald wieder
aktuell werden, da Russland nach der Um-
schuldung wieder als kreditwürdig gilt.

Das Geschacher vor und hinter den Kulissen
macht mehr als deutlich, dass Hermes ein-
deutiger Mindeststandards bedarf. Wer im
eigenen Land aus der Atomkraft "wegen ihrer
großen Sicherheitsrisiken" (Koalitionsvertrag
1998) aussteigt, kann nicht andere Länder in
dieser Technologie bestärken.

Rot-Grüne Finanzierung ukrainischer
AKWs?

Anfang 1995 hatten die Staatschefs der G7-
Staaten der Ukraine zugesichert, ihnen Er-
satzkapazitäten zu finanzieren, wenn

Tschernobyl endgültig stillgelegt  würde. In
der Folgezeit drängten westliche Regierun-
gen die Ukraine dazu, die Fertigstellung
zweier AKW-Bauruinen aus der Sowjetzeit,
Block 2 in Khmelnitsky und Block 4 in Rivne
(K2/R4) als einzige Ersatzoption für Tscher-
nobyl zu bevorzugen. Trotz großer Sicher-
heitsbedenken westlicher Atomexperten so-
wie kostengünstigerer Alternativen wollten
die G7-Staaten dieses Projekt verwirklicht
sehen, da es der westlichen Atomindustrie zu
neuen Aufträgen verhelfen würde.

1998 kam es zu einem Regierungswechsel in
Deutschland, der auch bei Atomkraftgegnern
im Ausland Hoffnungen weckte. Anfang 1999
bat uns das osteuropäische NRO-Netzwerk
CEE Bankwatch zu helfen, das internationale
Finanzpaket für K2/R4 aufzubrechen:
Deutschland wäre durch eine mögliche Her-
mesbürgschaft sowie durch Anteile bei den
Kreditgebern Osteuropabank (EBWE) und
Euratom beteiligt.

Im Februar luden wir Yuri Urbansky aus der
Ukraine und Petr Hlobil aus Tschechien ein.
Gemeinsam reisten wir nach Bonn, um mit
Vertretern des Bundestages und der Ministe-
rien K2/R4 zu diskutieren und Alternativen
anzubieten. Die Ministerien schienen nicht
gewillt und die Parlamentarier/innen nicht
informiert. Mit Michaele Hustedt (Grüne) und
Monika Griefahn (SPD) konnten wir jedoch
zwei Parlamentarierinnen gewinnen, eine
Bundestagsresolution zu initiierten. Durch
diese Resolution, die vier Monate später ver-
abschiedet wurde, war nun die Bundesregie-
rung gezwungen, bei K2/R4 gegenzusteuern.

Da dem Bau der AKW nun wichtige Finanz-
quellen fehlten, kam das Projekt bislang nicht
zustande. Derzeit wird international um eine
Kraftwerksalternative für K2/R4 oder um eine
Finanzierungsalternative für Hermes gerun-
gen, der Ausgang ist offen.

Internationale Entwicklungen

Seit 1997 bekennen sich die G 7-Staaten vor
allem auf Druck der USA zu der Notwendig-
keit, Umweltkriterien bei der Exportkreditver-
gabe stärker zu berücksichtigen. In der Wor-
king Party on Export Credits and Credit Gua-
rantees der OECD sollen bis zum Jahr 2001
gemeinsame Umweltansätze entwickelt wer-
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den. Auch das diesjährige Schlusskommuni-
qué der OECD-Ministerratstagung nimmt zu
Exportkreditversicherungen (ECAs) Stellung.
Erstmalig werden bestimmte Exporte – un-
produktive Güter für die ärmsten Länder -
grundsätzlich von der Bürgschaftsvergabe
ausgeschlossen, auch wenn die Einschrän-
kung auf die ärmsten Länder inakzeptabel ist.

Die Kampagne der Nichtregierungsorganisa-
tionen in vielen Ländern hat an dieser Ent-
wicklung entscheidenden Anteil. Sie haben
die Sitzungen der Working Party kontinuier-
lich mit Stellungnahmen, Pressekonferenzen
und Protestaktionen begleitet.

Noch sind die erreichten Zugeständnisse
allerdings bei weitem nicht ausreichend, um
Exportkreditagenturen künftig mit einer
nachhaltigen Entwicklung in Einklang zu
bringen. Insbesondere wird von allen Län-
dern außer den USA die Einführung verbind-
licher gemeinsamer Richtlinien nach wir vor
abgelehnt. Stattdessen ist die allmähliche
Harmonisierung der nationalen Umweltprüf-
verfahren geplant. Bei diesen haben sich
Fortentwicklungen ergeben, die noch vor
zwei Jahren nicht erwartet werden konnten.
So haben Frankreich, Großbritannien, Kana-
da und sogar Japan, das lange als Blockierer
galt, sog. „Screening“-Verfahren entwickelt.
Selbst Hermes, das unsere Forderung nach
einem solchen Verfahren lange Zeit abge-
lehnt hat, bezeichnet den von ihnen einge-
führten Umweltfragebogen jetzt als „Scree-
ning“. Keines dieser Länder knüpft aber an
die Vorprüfung ein klares Verfahren, z. B.
unabhängige Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen oder Ausschlusskriterien für besonders
schädliche Projekte. Auch eine öffentliche
Kommentierungsfrist vor anstehenden Ent-
scheidungen stößt nach wie vor auf Ableh-
nung.

Auch die Bundesregierung stellt hier keine
Ausnahme dar. Ihr wesentlicher Vorschlag
stellt eine Intensivierung des Informations-
austausches dar. Ein koordiniertes Vorgehen
der Exportkreditversicherungen ist zwar sehr
zu begrüßen, reicht jedoch nicht - wie der
Ilisu-Fall zeigt - um unökologische und unso-
ziale Projekte von der Bürgschaftsvergabe
auszuschließen. Starker öffentlicher Druck ist
daher weiterhin nötig, um verbindliche Re-
gelungen herbeizuführen.

Internationale Vernetzung

Seit dem ersten internationalen Vernet-
zungstreffen im März 1998 in Deutschland,
hat sich ein festes Netzwerk von Nichtregie-
rungsorganisationen (NGO) herausgebildet,
die für eine Reform der Exportkreditversiche-
rungen eintreten. Über eine website
(www.eca-watch.org) und eine mailinglist findet
ein regelmäßiger Informationsaustausch
statt, der die gegenseitige Unterstützung der
nationalen Kampagnen und ein gemeinsa-
mes Vorgehen gegenüber der OECD-
Working Party und den G7-Staatschefs er-
möglicht. Jährliche Koordinationstreffen die-
nen der Strategieplanung und geben neuen
Organisationen eine gute Gelegenheit, in das
Thema einzusteigen. Nach Washington in
1999 versammelten sich die NGOs dieses
Jahr in Indonesien, wo zugleich sehr intensi-
ve Begegnungen mit indonesischen Umwelt-
und Menschenrechtsorganisationen stattfan-
den. Der Besuch eines Dorfes in der Nähe
einer von Hermes und anderen Exportkredit-
versicherungen unterstützten Papierfabrik
veranschaulichte die dramatischen Folgen
der bisherigen Vergabepraxis.

Auch über den engeren Kreis der aktiven
Organisationen hinaus wächst das Bewusst-
sein über die Bedeutung der Exportkreditver-
sicherungen. Die beim dritten Strategietreffen
erstellte Resolution, die eine umfassende
Reform der ECAs fordert, wird von über 350
Organisationen aus 46 Ländern mitgetragen.

Mit herzlichen Grüßen

Christoph Benze (urgewald)
Heike Drillisch (WEED)
Heffa Schücking (urgewald)
Barbara Unmüßig (WEED)

Folgende Materialien sind in unseren Bü-
ros zu beziehen:
n Stellungnahme des Sachverständigenrats

für Umweltfragen
n Hintergrundpapiere zu den Fallbeispielen
n Pressespiegel zur Hermes-Kampagne
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